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BESCHLUSS 
_________________________________________________________________________________________ 

 

des 68. Ord. Bundesparteitags der FDP, Berlin, 28. bis 30 April 2017 
_________________________________________________________________________________________ 

 

 

Kindeswohl schützen – Recht auf Impfung für alle Kinder 
 

Heutzutage können wir in Deutschland im Alltag vergleichsweise sicher und gesund leben. Das war 

noch vor wenigen Jahrzehnten anders: Erst durch die flächendeckende Impfung mehrerer Generati-

onen konnten tödliche Krankheiten wie Pocken oder Kinderlähmung hierzulande weitestgehend aus-

gerottet werden. 

Doch die Impfquote in Deutschland nimmt inzwischen wieder ab: So werden beispielsweise durch-

schnittlich nur noch 73 Prozent der Kinder rechtzeitig und ausreichend gegen Masern geimpft. Zum 

Vergleich: 95 Prozent wären notwendig, um einen ausreichenden, populationsweiten Schutz sicher-

zustellen. Dieser alarmierende Zustand hat so weit geführt, dass es zuletzt in Deutschland wieder zu 

so vielen Masern-Ausbrüchen kam wie seit 10 Jahren nicht mehr – darunter auch zu mehreren To-

desfällen. 

Nicht zuletzt durch unwissenschaftliche Vorurteile und Impfmüdigkeit gefährden immer mehr Perso-

nen dadurch fahrlässig die Gesundheit ihrer, aber auch anderer Kinder. Dies können wir nicht weiter 

hinnehmen. Denn auch das Erziehungsrecht der Eltern kennt Grenzen, wenn es zulasten des Wohler-

gehens und der Gesundheit des Kindes geht. Kinder sollten deshalb zum Schutze ihrer körperlichen 

Unversehrtheit ein Recht auf Impfschutz erhalten. 

Wir Freie Demokraten fordern daher die Durchsetzung einer allgemeinen Impfpflicht für Kinder bis 

14 Jahre gemäß § 20 Absatz 6 Infektionsschutzgesetz. Die vorzunehmenden Impfungen sollen sich an 

den Empfehlungen der ständigen Impfkommission des Robert Koch Instituts (STIKO) orientieren. Der 

behandelnde Kinderarzt ist dazu angehalten, die Erziehungsberechtigten bei den regelmäßigen Vor-

sorgeuntersuchungen auf die Impfpflicht hinzuweisen. Mögliche rechtliche Folgen aus einem Nicht-

beachten der Regelung sollen aber allein die Erziehungsberechtigten treffen. Ausgenommen von der 

Impfpflicht sind Personen, die aus medizinischen Gründen nicht geimpft werden können. 


